
 

 
Gesetz- und Verordnungsblatt 

für das Land Brandenburg 

Teil II – Verordnungen 

32. Jahrgang Potsdam, den 25. Mai 2021 Nummer 54 

Achte Verordnung zur Änderung der Siebten SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung 

Vom 25. Mai 2021 

Auf Grund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 

(BGBl. I S. 1045), von denen § 28 Absatz 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 16 des Gesetzes vom 18. November 2020 

(BGBl. I S. 2397, 2400) und § 28a durch Artikel 1 Nummer 2c des Gesetzes vom 29. März 2021 (BGBl. I S. 370, 372) 

geändert worden sind, in Verbindung mit § 2 der Infektionsschutzzuständigkeitsverordnung vom 27. November 2007 

(GVBl. II S. 488), der durch die Verordnung vom 10. Januar 2012 (GVBl. II Nr. 2) neu gefasst worden ist, verordnet 

die Ministerin für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz: 

Artikel 1 

Die Siebte SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung vom 6. März 2021 (GVBl. II Nr. 24), die zuletzt durch die  

Verordnung vom 11. Mai 2021 (GVBl. II Nr. 49) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt nicht für Wandertage und Exkursionen.“ 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

„(4a) Sobald laut Veröffentlichung des Robert Koch-Instituts (https://www.rki.de/inzidenzen) in einem 

Landkreis oder einer kreisfreien Stadt innerhalb der letzten sieben Tage pro 100 000 Einwohnerinnen und 

Einwohnern kumulativ weniger als 50 Neuinfektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus für drei Tage  

ununterbrochen vorliegen, hat die zuständige Behörde die Unterschreitung unverzüglich in geeigneter 

Weise öffentlich bekanntzugeben. Ab dem Montag, der auf den Tag der Bekanntgabe folgt, findet in  

diesem Landkreis oder dieser kreisfreien Stadt  

1. frühestens ab dem 31. Mai 2021 in den Schulen der Primarstufe und  

2. frühestens ab dem 7. Juni 2021 in allen weiteren Schulen 

der Unterricht als Präsenzunterricht statt.“ 

2. § 17a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Zum Nachweis der Durchführung eines Tests auf eine Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus im 

Sinne des § 28b Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 des Infektionsschutzgesetzes haben Schülerinnen und Schüler 



 

sowie das Schulpersonal an zwei von der jeweiligen Schule bestimmten, nicht aufeinanderfolgenden  

Tagen pro Woche einen Testnachweis nach § 2 Nummer 7 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-

Ausnahmenverordnung vorzulegen. Als Nachweis ist auch eine von der getesteten Person oder, sofern 

diese nicht volljährig ist, von einem Sorgeberechtigten unterzeichnete Bescheinigung über das negative 

Ergebnis eines ohne fachliche Aufsicht durchgeführten PoC-Antigen-Tests zur Eigenanwendung (Selbst-

test) zulässig.“ 

b) Nach Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für Kinder in der Kindertagesbetreuung während der Ferien im Sinne des  

Brandenburgischen Schulgesetzes.“ 

3. § 18 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Hortbetrieb (Betreuung schulpflichtiger Kinder) in erlaubnispflichtigen Kindertageseinrichtungen und  

Kindertagespflegestellen ist untersagt, soweit nach § 17 Absatz 4 Satz 1 kein Präsenzunterricht stattfindet; dies 

gilt nicht während der Ferien im Sinne des Brandenburgischen Schulgesetzes.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  

Potsdam, den 25. Mai 2021 

Die Ministerin für Soziales, Gesundheit,  

Integration und Verbraucherschutz 

In Vertretung 

Anna Heyer-Stuffer 
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